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§ 55k EU-JZG Mitwirkung
ausländischer Organe und am
Verfahren Beteiligter bei der

Vollstreckung
 EU-JZG - Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der

Europäischen Union

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 02.11.2025

1. (1)Die Anwesenheit ausländischer Organe sowie von anderen am Verfahren beteiligten Personen und ihren

Rechtsbeiständen bei der Durchführung der in der Europäischen Ermittlungsanordnung genannten Maßnahme

ist auf Ersuchen der ausstellenden Behörde durch die zuständige Staatsanwaltschaft zu bewilligen, sofern

dadurch nicht wesentliche Verfahrensgrundsätze verletzt werden.

2. (2)Die Vornahme selbständiger Ermittlungen oder Verfahrenshandlungen im Inland durch Organe des

Ausstellungsstaats ist unzulässig. Die ausländischen Organe sind an die österreichischen Rechtsvorschriften

gebunden. Die Durchführung der in der Europäischen Ermittlungsanordnung genannten Maßnahme hat unter

Leitung einer österreichischen Behörde zu erfolgen. Ausländische verdeckte Ermittler sind ausschließlich vom

Bundesministerium für Inneres (Bundeskriminalamt) zu führen und zu überwachen.

3. (3)Beamte der Mitgliedstaaten sind bei Einsätzen im Inland nach diesem Bundesgesetz und nach Maßgabe

zwischenstaatlicher Vereinbarungen in Bezug auf Straftaten, die gegen sie begangen werden oder die sie selbst

begehen, österreichischen Beamten gleichgestellt.

4. (4)Wenn Beamte eines anderen Mitgliedstaates auf österreichischem Hoheitsgebiet nach diesem Bundesgesetz

im Einsatz sind, ersetzt dieser Mitgliedstaat nach Maßgabe des österreichischen Rechts, insbesondere nach den

Bestimmungen des Amtshaftungsgesetzes, BGBl. Nr. 20/1949, den durch die Beamten bei ihrem Einsatz

verursachten Schaden.

5. (5)Wird der Schaden auf österreichischem Hoheitsgebiet verursacht, so hat die Republik Österreich den Schaden

so zu ersetzen, wie wenn ihn österreichische Beamte verursacht hätten. Für die Geltendmachung von

Schadenersatzansprüchen gilt das Amtshaftungsgesetz.

6. (6)Der andere Mitgliedstaat, dessen Beamte einen Schaden auf österreichischem Hoheitsgebiet verursacht

haben, erstattet der Republik Österreich den Gesamtbetrag des Schadenersatzes, den diese an die Geschädigten

oder ihre Rechtsnachfolger geleistet hat.

7. (7)Unbeschadet der Ausübung ihrer Rechte gegenüber Dritten und mit Ausnahme von Abs. 4 verzichten der

andere Mitgliedstaat und die Republik Österreich in dem Fall des Abs. 2 darauf, den Betrag des erlittenen

Schadens anderen Mitgliedstaaten gegenüber geltend zu machen.
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